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17. Gesetz: Wiener Sozialhilfegesetz; Änderung (3. Sozialhilfegesetznovelle). 

17. 

Gesetz vom 24. Juni 1985, m.it dem das Wiener 
Sozialhilfegesetz geändert wird ( 3. Sozialhilfe­

gesetznovelle) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Das Wiener Sozialhilfegesetz, LGBL für Wien 
Nr. 11/1973, in der Fassung der Novellen vom 
17. Oktober 1975, LGBl. für Wien Nr. 38/1975 
und vom 5. März 1980, LGBI. für Wien 
Nr. 21/1980, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 7 ist folgender§ 7 a einzufügen: 

„Personenkreis 

§ 7 a. (1) Leistungen nach diesem Gesetz stehen 
grundsätzlich nur Staatsbürgern zu. 

(2) Den Staatsbürgern sind folgende Personen 
gleichgestellt, wenn sie sich erlaubterweise im 
Inland aufhalten: 

a) Fremde, insoweit sich eine Gleichstellung aus 
Staatsverträgen ergibt, oder 

b) Fremde, wenn mit ihrem Heimatstaat auf 
Grund tatsächlicher Übung Gegenseitigkeit 
besteht, insoweit sie dadurch nicht besser 
gestellt sind als Staatsbürger in dem betref­
fenden Staat, oder 

c) anerkannte Flüchtlinge im Sinne des Bundes­
gesetzes über die Aufenthaltsberechtigung 
von Flüchtlingen im Sinne der Konvention 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
BGBI. Nr. 126/1968. 

(3) Fremden, die nicht nach Abs. 2 den Staats­
bürgern gleichgestellt sind und sich für einen Zeit­
raum von mehr als drei Monaten erlaubterweise in 
Österreich aufhalten, kann der Sozialhilfeträger als 
Träger von Privatrechten Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhaltes, Krankenhilfe und Hilfe für 
werdende Mütter und Wöchnerinnen gewähren, 
wenn das auf Grund ihrer persönlichen, familiären 
oder wirtschaftlichen Verhältnisse zur Vermeidung 
einer sozialen Härte geboten erscheint. 

( 4) Fremde, die nach § 2 des Bundesgesetzes 
über die Aufenthaltsberechtigung von Flüchtlingen 
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im Sinne der Konvention über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge, BGB!. Nr. 126/1968, die Asylge­
währung beantragt haben, haben bis zum rechts­
kräftigen Abschluß des Feststellungsverfahrens kei­
nen Anspruch auf Sozialhilfe." 

2. § 9 Abs, 1 hat zu lauten: 

„§ 9. (1) Der Hilfesuchende hat seine Arbeits­
kraft zur Beschaffung des Lebensbedades für sich 
und die mit ihm in Familiengemeinschaft lebenden 
unterhaltsberechtigten Angehörigen einzusetzen. 
Dabei ist auf den Gesundheitszustand, das Lebens­
alter, die geordnete Erziehung der Kinder sowie 
auf die berufliche Eignung und Vorbildung 
Bedacht zu nehmen. Wenn der Hilfesuchende nach 
angemessener Frist keinen geeigneten Arbeitsplatz 
erlangen kann, ist er verpflichtet, auch Arbeitsmög­
lichkeiten zu ergreifen, die nicht unmittelbar seiner 
beruflichen Eignung und Vorbildung entsprechen, 
die ihm jedoch im Hinblick auf diese zugemutet 
werden können. Kann der Hilfesuchende innerhalb 
einer weiteren angemessenen Frist keinen ihm im 
Hinblick auf seine berufliche Eignung und Vorbil­
dung zumutbaren Arbeitsplatz erlangen, ist er ver­
pflichtet, andere Arbeitsmöglichkeiten zu ergreifen, 
auch wenn sie nicht der beruflichen Eignung und 
Vorbildung entsprechen." 

3. § 9 Abs. 2 ist durch folgende Z 4 zu ergänzen: 

„4. von Müttern bis zum vollendeten ersten 
Lebensjahr des Kindes." 

4. § 12 erster Satz hat zu lauten: 

„Der Lebensunterhalt umfaßt insbesondere 
Unterkunft, Nahrung, Bekleidung, Körperpflege, 
Hausrat, Beheizung, Beleuchtung, Kochfeuerung 
und andere persönliche Bedürfnisse." 

5. Die Überschrift zu§ 13 hat zu lauten: 

„ Geldleistungen." 

6. Im§ 13 Abs. 2 hat der letzte Satz zu lauten: 

„Die in Z 2 und 3 bezeichneten Richtsätze haben 
zusammen den Lebensunterhalt eines Hilfesuchen­
den, seines Ehegatten oder Lebensgefährten und 
der sonst mit ihm in Familiengemeinschaft leben­
den unterhaltsberechtigten Angehörigen im 
Umfange des Abs. 3 zu decken." 
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